
Petitionen gegen Buschfeuer!?
Was  gerade  eigentlich  in  Australien  abgeht  und  was  Fridays  for
Future dagegen tun kann.

Von Christian Mayer

Das derzeit verheerendste Buschfeuer in der Geschichte
Australiens bewegt weltweit die Menschen. Allein seit Ausbruch der Brände
im
Oktober letzten Jahres ist in den Bundesstaaten New South Wales (NSW) und
Victoria eine Fläche etwa so groß wie die Schweiz verbrannt. Die Folgen sind
katastrophal.

Folgen der Brände

So sind in vier Monaten nicht nur ca. 24 Menschen in den
Flammen verbrannt. Auch über 480.000.000 Tiere kamen dabei ums Leben.
Die
Feuerwehr der betroffenen Bundesstaaten ist dabei machtlos: Durch ständige
neue
Hitzerekorde und wechselnd starke Winde aus unterschiedlichen Richtungen
sowie
seit Monaten ausbleibenden Regen sind die Brände völlig außer Kontrolle
geraten. Unzählige Ortschaften mussten bereits evakuiert werden. Längst
haben
die  Brände  aber  auch  die  Nähe  zu  den  großen  Metropolen  erreicht.  In
Australiens
Hauptstadt Canberra wurde die Bevölkerung bereits dazu aufgerufen, sich
durch
das Tragen von Atemmasken vor dem lebensgefährlichen Rauch zu schützen.
Die
Feuerwehrleute, die versuchen, sich den Brandherden zu nähern, begeben
sich in akute
Lebensgefahr. Innerhalb kürzester Zeit breiten sich die Flammen auf dem
meist
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flachen Land und in den Wäldern aus und überrollen alles, was sich ihnen in
den
Weg stellt. Insbesondere Tiere wie Kängurus oder Koalabären gehören zu
den
Opfern: da diese aufgrund ihrer Anatomie nicht so schnell fliehen können
oder
in Zäunen stecken bleiben verbrennen sie qualvoll bei lebendigem Leib.

Ursachen

Nun mag man vielleicht etwas irritiert sein wenn man von
Hitzerekorden jenseits der 45-Gradmarke liest, schließlich gibt es
Weltregionen, da ist dies die „normale“ Tagestemperatur. Das mag sein,
allerdings  handelt  es  sich dabei  in  der  Regel  um Wüsten und nicht  um
Grasland
oder Waldgebiete wie in Australien. Durch die anhaltende Trockenheit, die
durch
diese Temperaturen entsteht, erhöht sich die Wald- und Buschbrandgefahr
automatisch
(das kennen wir in Deutschland auch vom letzten Sommer). Es reicht schon
minimalster Funkenflug aus, um eine verheerende Katastrophe auszulösen.
Das
liegt  an  der  Vegetation  in  Australien:  Dort  wachsen  vorwiegend
Eukalyptusbäume
und diese haben die Eigenschaft zu brennen wie ein nordamerikanischer
oder
europäischer Nadelbaum. Auch die großen Flächen an Grasland sind ein
natürlicher
Brandbeschleuniger.

Doch die Vegetation ist nicht Hauptursache für die
Buschbrände: Die derzeitige Hitzewelle im australischen Sommer ist eine
direkte
Folge  des  Klimawandels  und  die  akute  Bedrohung  ein  Produkt  der
neoliberalen
Politik der australischen Regierung. Bereits im Jahre 2007 warnten



Wissenschaftler_Innen davor, dass die Anzahl der Brände sich verdoppeln
und die
Folgen  verheerend  sein  könnten,  wenn  die  CO2-Emissionen,  welche
vorwiegend
durch  die  Kohleverstromung  erzeugt  werden,  nicht  drastisch  reduziert
werden.

Kohleland

Australien ist weltweit einer der größten Kohleproduzent_Innen.
Die  dort  abgebaute  Kohle  wird  zum  Großteil  nach  Indien  und  China
exportiert und
dort  zur  Energiegewinnung  genutzt.  Aber  auch  für  die  eigene
Stromerzeugung  wird
Kohle  benutzt.  Eine  Abgasnachbehandlung,  wie  sie  für  europäische
Kohlekraftwerke
zum Betrieb vorgeschrieben ist, gibt es in Australien fast nicht. Somit wird
ungehindert eine noch größere Menge an CO2 in die Atmosphäre freigesetzt.
Durch
die damit einhergehende Erwärmung vertrocknet die Vegetation und die
Brandgefahr  steigt .  Unzähl ige  Studien  und  Warnungen  von
Wissenschaftler_Innen
haben  die  konservative  Regierung  von  Australiens  Premierminister  Scott
Morrison
heruntergespielt  und  einen  Zusammenhang  zwischen  Kohleabbau  und
Klimaerwärmung
geleugnet. Noch während die ersten großen Brände ausbrachen ist Scott in
den
Urlaub  nach  Hawaii  geflogen.  Als  ob  diese  Dreistigkeit  angesichts  der
tödlichen
Katastrophenbrände noch nicht genug ist, ist er weiterhin der Meinung, dass
der
Kohleabbau in Australien sogar noch weiter ausgebaut werden sollte! Doch
auch die
oppositionelle Labour-Partei steht ihm im in ihrer pro-Kohle-Politik in nichts



nach.

Die aktuelle Katastrophe in Australien zeigt ganz eindeutig
auf, dass sich Klimaschutz und Kapitalismus nicht miteinander vereinbaren
lassen. Und die bürgerlichen Regierungen lassen mal wieder erkennen, auf
wessen
Seite sie stehen: Die Profitinteressen der Wirtschaft scheinen ihnen wichtiger
zu sein als die Interessen der gesamten Gesellschaft und der Natur. Hinzu
kommt, dass durch die jahrelange neoliberale Sparpolitik in Australien
öffentliche Infrastruktur, wie beispielsweise die Feuerwehr, immer weiter
abgebaut wurden. Obwohl sich die Feuerwehr seit Jahren immer wieder mit
Protestbriefen an die Regierung gewendet hat, dass sie den wachsenden
Anforderungen mit zu geringem Personal und zu schlechter Ausrüstung nicht
gewachsen sind, hat die australische Regierung munter weiter gespart, um
das
Geld den Kohlekonzernen in Form von Subventionen zukommen zu lassen.

Petitionen und Entertainmentprogramm im Berliner
Olympiastadion

Als Fridays for Future können wir eine solche Katastrophe
natürlich nicht unkommentiert lassen. Im Gegenteil: Wir müssen hier vor Ort
die
verfehlte  Politik  von  Morrison  angreifen  und  aktiv  werden.  Das  heißt
natürlich
vor  allem  gegen  die  Kohlekonzerne  vor  unserer  eigenen  Haustür  zu
protestieren.
Aber auch andere exportorientierte deutsche Unternehmen verdienen auch
im
Ausland  mit  den  Klimakillern.  So  will  beispielsweise  der  Großkonzern
Siemens
die Bahninfrastruktur für  den Bau der größten australischen Kohlemiene
stellen.
Dabei hat der Siemensvorstand noch vor kurzem ganz stolz verkündet eine
Vorreiterrolle in Sachen Klimaschutz einnehmen und bis 2030 „klimaneutral“
werden zu wollen. Die Strategie von Siemens entspricht der gängigen



„Greenwashing“-Strategie deutscher Konzerne. Hierzulande werden die
Umweltbilanzen geschönt, indem die umweltschädliche Produktion einfach
im
Ausland stattfindet.

Für viele in Fridays for Future ist das ein Skandal, weshalb
nun eine Petition gestartet wurde, die Siemenschef Kaeser dazu auffordert,
seine  Investitionen  noch  einmal  neu  zu  überdenken.  Mit  großen
Protestaktionen
am Freitag haben wir den Druck noch einmal verstärkt.  Kaeser sah sich
deshalb
gezwungen (die selbsternannte Führungsfigur von Fridays for Future) Luisa
Neubauer zu einem Gespräch einzuladen. Währenddessen bot er ihr dann
einen
Platz im Aufsichtsrat von Siemens an.

Auch diese Taktik kennen wir schon. So versuchen viele
Institutionen oder Unternehmen unserer Klimabewegung den oppositionellen
Charakter zu nehmen, in dem sie uns versuchen in ihr System zu integrieren.
Eine ähnliche Entwicklung hat auch die Partei die Grünen hingelegt, die sich
auf
ihrer Geburtstagspartei zum Vierzigsten am Wochenende auch noch dafür
gefeiert
hat.

Auch denken wir, dass eine Petition kaum Einfluss auf einen
Großkonzern wie Siemens haben kann, denn dieser untersteht in erster Linie
immer  noch  der  Profitlogik.  Der  Kapitalismus  kann  nur  funktionieren,
solange
sich alles dem Profit unterordnet, egal ob es nun die Umwelt, das Klima oder
Menschenleben sind. Und wer wüsste das besser als Siemens. Es gibt einige
Beispiele für Petitionen aus den letzten Jahren, die von den amtierenden
Regierungen einfach ignoriert wurden, sobald sie die Profitinteressen der
jeweiligen Großkonzerne antasteten. Zum Beispiel die europäischen
Großpetitionen gegen TTIP oder Artikel 13. Bei der Petition gegen Artikel 13
haben EU-weit zwar fast 4 Millionen Menschen unterschrieben, aber das war



dem
EU-Parlament ziemlich egal: Artikel 13 und die Uploadfilter kamen trotzdem.

Ähnliche Folgenlosigkeit erwarten wir vom geplanten Bespaßungsevent
am  12.06.im  Berliner  Olymbiastadion.  Es  ist  zwar  bestimmt  ganz
unterhaltsam,
wenn  man  sich  mit  60.000  anderen  zusammen trifft,  sich  Vorträge  von
angeblichen
„Expert_Innen“ anhört, um anschließend eine bereits ausgearbeitete Petition
zu
unterschrieben – allerdings ist dann noch nicht gesagt, dass das auch ein
verbindliches Ergebnis nach sich zieht. Ja, es mag sein, dass sich der
Petitionsausschuss des Bundestags damit befassen muss bei 50.000
Unterschriften. Ob dann tatsächlich ein Gesetz daraus wird, was verbindlich
ist, steht auf einem anderen Blatt Papier. Es besteht durchaus die Gefahr,
dass
das Thema zwar im Petitionsausschuss angesprochen wird,  aber es kann
genauso
gut  in  den  Untiefen  der  Bundestagsbürokratie  versumpfen  oder  es  wird
abgelehnt,
das Thema überhaupt weiter zu verfolgen. Statt passivem Konsumieren von
„Exerpert_Innenmeinungen“  und  dem  stumpfen  Unterschreiben  eines
vorgefertigten
Textes hätten wir außerdem lieber selber über die Zukunft und Perspektive
von
Fridays for Future diskutiert.Hinzukommt, dass man sich vorher noch
eine Eintrittskarte zu diesem Event kaufen muss. 29,95€ sind für viele von
uns
eine  große  Summe  Geld.  Wir  sind  entschieden  dagegen,  dass  nur
privilegierte
Aktivist_innen an den Aktionen von FFF teilnehmen können.

Alternative: #Klassenkampf

Auch wenn es nicht schaden kann eine solche Petition zu
starten, können wir es nicht dabei belassen. Gerade jetzt in einer Situation,



in der die Teilnehmer_Innenzahlen von Fridays for Future kleiner werden
und
Aktivist_Innen  zunehmend  demoralisiert  sind,  können  wir  uns  keinen
weiteren
Misserfolg leisten. Solange eine Petition alles ist, was wir dieser Politik
entgegenstellen, werden wir verlieren und das wird erneut für Frustration in
der Bewegung sorgen. Wenn wir tatsächlich Siemens stoppen wollen, müssen
wir
die dortigen Beschäftigten für unsere Ideen gewinnen.  Mit  gemeinsamen
Streiks
von uns Schüler_innen/Studis und Beschäftigten können wir den Konzern
dort
treffen, wo es ihm wirklich weh tut: nämlich bei seinen Profiten. Es ist die
kapitalistische
Profitlogik,  die  zum  immer  weiteren  Ausbau  der  klimaschädlichen
Kohleproduktion
in  Australien  führt,  die  Anlass  für  die  Kürzungsmaßnahmen  bei  der
australischen
Feuerwehr  gegeben  hat  und  d ie  auch  im  nächsten  Jahr  zu
Massenentlassungen  bei
Siemens  führen  könnte.  Als  Klimabewegung  haben  wir  mit  den
Arbeiter_Innen
gleiche  Interessen  und  einen  gemeinsamen  Feind.  Dafür  müssen  wir
Awareness  in  Fridays
for Future schaffen und das in unseren Aktionen zum Ausdruck bringen. Der
FFF-Nordkongress
letzte Woche in Hamburg hat bereits vor gemacht, wie das geht und sich
Mehrheitlich für einen Schulterschluss von Fridays for Future mit den
Gewerkschaften  ausgesprochen.  Das  ein  richtiges  Zeichen,  auf  dem wir
aufbauen
müssen! Ohne die soziale Frage hat Fridays for Future keine Future.



Polizei  tötet  Studierende  –
Solidarität  mit  der  indischen
Studierendenbewegung!

Revolution unterstützt die Solidaritätserklärung der
Liga für die Fünfte Internationale vom 17.12.2019

Am  Sonntag,  den  15.  Dezember,  griff  die  Polizei  von  Delhi  brutal
StudentInnen der Jamia Millia Islamia (Nationale Islamische Universität) und
BewohnerInnen von Jamia Nagar an, die gegen das Citizenship (Amendment)
Act (CAA) protestierten.

Der Angriff war kein isolierter Gewaltakt der BJP-Regierung
von Narendra Modi. In vielen Teilen Indiens erhoben sich die Menschen,
insbesondere MuslimInnen, gegen das neue Gesetz, das am 11. Dezember
2019 vom
BJP-dominierten Parlament verabschiedet wurde. Die Änderung des
Staatsbürgerschaftsgesetzes von 1955 berechtigt illegale MigrantInnen, die
Hindus,  Sikhs,  BuddhistInnen,  Jains,  ParsInnen  und  ChristInnen  aus
Afghanistan,
Bangladesch und Pakistan sind und am oder vor dem 31. Dezember 2014
nach Indien
eingereist sind, zur indischen Staatsbürgerschaft. Aber sie schließt die
muslimische Bevölkerung von der Verordnung aus. Diese Diskriminierung
der
größten Minderheit des Landes ist integraler Bestandteil der
menschenverachtenden  hindu-chauvinistischen  Kampagne  der  Hindutva-
Regierung
gegen MuslimInnen.

Im gleichen Zusammenhang führte die indische Regierung auch
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ein neues nationales Melderegister (National Register of Citizens; NRC) ein.
Zunächst galt dies nur für den Bundesstaat Assam, aber am 20. November
erklärte
Innenminister Amit Shah, dass es auf das ganze Land ausgedehnt werden
sollte.
Diese  neue Verordnung würde von den BürgerInnen verlangen,  dass  sie
Unterlagen
vorlegen,  um  ihre  StaatsbürgerInnenschaft  und  damit  ihre
BürgerInnenrechte
nachzuweisen. Dies kann nicht nur gegen so genannte illegale MigrantInnen
eingesetzt werden, sondern auch, um Staatsangehörigkeitsrechte von Nicht-
Hindus
und insbesondere muslimischen Minderheiten zu entziehen, die ihren Status
möglicherweise nicht dokumentieren können. Eine solche Forderung würde
sich auf
viele  der  am  stärksten  ausgebeuteten  Teile  der  ArbeiterInnenklasse
auswirken,
die in extremer Armut auf schlecht bezahlten Arbeitsplätzen überleben, die
einfach keine solchen Unterlagen haben, selbst wenn ihre Familien seit
Jahrhunderten in Indien leben.

Diese rassistischen Verfassungsänderungen und neuen
Meldegesetze  wecken  Wut  und  Massenproteste  von  StudentInnen  und
MuslimInnen  im
ganzen Land.

Massive polizeiliche Repressionen
Die Polizei unterdrückt die Protestbewegung mit äußerster
Brutalität. Videos auf Social Media zeigen, wie die Polizei StudentInnen in
der
Universitätsbibliothek der Jamia Millia Islamia angreift. Die Polizei benutzte
Tränengas, Sprengstoff und sogar scharfe Munition. Medien haben berichtet,
dass
drei Studierende an den Folgen des Angriffs gestorben sind, und etwa 50



andere
haben  Schussverletzungen.  Die  Polizei  hat  auch  auf  die  Aligarh  Muslim
University
geschossen. Diese Universitäten wurden angegriffen, weil dort muslimische
StudentInnen gegen das CAA und NRC protestieren.

Es gibt auch Berichte, dass viele Studierende von der
Polizei in Delhi entführt wurden. Sie tut dies, um die indische Bevölkerung zu
terrorisieren
und zu spalten. Dies ist ein regelrechter Rassismus gegen die muslimischen
StudentInnen und Menschen, aber in der Jamia helfen nicht-muslimische
StudentInnen  ihren  KommilitonInnen  und  wehren  sich  gegen  die
Polizeibrutalität.
Vor allem Frauen haben viel Mut gezeigt.

Tausende haben sich dem Protest vor dem Polizeipräsidium
Delhi  angeschlossen,  nachdem  die  StudentInnen  der  Jawaharlal  Nehru
University
dazu aufgerufen hatten. In vielen anderen Teilen des Landes gingen auch
ihre
KommilitonInnen auf die Straße. Sie fordern, dass die Repressionskräfte für
ihre Brutalität an der Jamia und der Aligarh Muslim University zur
Verantwortung gezogen werden. Alle Inhaftierten sollten unverzüglich und
bedingungslos freigelassen werden.

In Delhi führten die Demonstrationen von Tausenden zur
Freilassung von inhaftierten Studierenden. Im ganzen Land sind Anzeichen
einer
mächtigen StudentInnenbewegung gegen die Modi-Regierung zu erkennen.
Sie
fordern  den  sofortigen  Rückzug der  Polizei  vom Campus  Jamia  und der
Aligarh
Muslim University sowie aus Jamia Nagar.

Wir stehen in voller Solidarität mit den StudentInnen in
Indien  und  allen  anderen,  die  gegen  CAA  und  NRC  protestieren.  Ihr



Widerstand
und  ihr  Mut,  sich  zu  wehren,  stellen  eine  Quelle  der  Inspiration  dar.
Gemeinsam
können wir gegen die Hindutva-Regierung und den Staat kämpfen, der die
Menschen
entlang sektiererisch-religiöser Linien spaltet. Wir fordern die indische
ArbeiterInnenklasse auf,  die Studierenden im Kampf gegen die Hindutva-
Regierung
zu unterstützen. Die internationale ArbeiterInnenklasse und die
StudentInnenbewegungen  müssen  aktiv  werden  und  Solidarität  mit  der
Bewegung
gegen  CAA  und  NRC  aufbauen  sowie  Proteste,  Kundgebungen  und
Demonstrationen
gegen die rassistischen Gesetze, Repressionen und die Ermordung von
DemonstrantInnen organisieren!

加油香港!  Hongkong:  Proteste
und Perspektive
Seit etwas mehr als 9 Wochen gehen die Menschen in Hongkong, einer Autonomie-Region
und früheren britischen Kolonie, im Süden Chinas auf die Straße. Daran beteiligen sich
bis zu 2 Millionen, der 7,3 Millionen Einwohner_Innen. Sie demonstrieren gegen die
Einflussname der chinesischen Regierung in ihrer Stadt und für die Ausweitung ihrer
demokratischen Rechte. Als Höhepunkt der Proteste wurde in der zweiten Augustwoche
sogar  der  internationale  Flughafen  Hongkongs  über  mehrere  Tage  durch  die
Demonstrant_Innen blockiert. Der weltweit dritt größte internationale Verkehrsflughafen
wurde damit zeitweise lahmgelegt und bei einer Blockade von Freitag bis Dienstag fielen
knapp 1000 Flüge komplett aus.
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Warum das Ganze?

Auslöser der Proteste war eine geplante Gesetzesänderung, die eine Auslieferung von
„Verbrecher_innen“  bzw.  alldenjenigen  die  aus  der  Sicht  Beijingtreuen  Hongkonger
Regierung  ein  Verbrechen  begangen  haben,  nach  China  ermöglichen  sollte.  Diese
geplante Aufweichung, des Autonomiestatus und damit der Anfang dessen Endes,  ist
Grund für diesen massiven Aufschrei. Der chinesischen Justiz ausgeliefert zu werden,
welche ganz eigene Maßstäbe setzt,  wenn es um die Einschränkung, Verfolgung und
Verschleppung von politischen Aktivist_Innen geht, führt vielen Hongkonger_Innen ihren
privilegierten  Status  innerhalb  der  Volksrepublik  vor  Augen.  Ein  Status,  der  den
Bewohner_Innen ein Recht auf freie Meinungsäußerung, freie Ausübung der Religion oder
das Versammlungsrecht gewährt. Dinge nach denen man im sog. Festlandchina lange
suchen muss. Diese Sonderrechte sind Bestandteil, des mit dem Vereinigten Königreich
1997 ausgehandelten Vertrags, die die Rückgabe Hongkongs regeln sollte. Diese waren
auf 50 Jahre festgeschrieben, stehen nun aber schon deutlich früher auf dem Spiel. Eine
Entwicklung von der auch die Demonstrant_Innen wissen und weswegen sich die Proteste
ausgeweitet haben. Ein weiteres Aufschieben des Gesetzes, durch die Vertretung der
chinesischen  Regierung  in  Hongkong,  konnte  die  demonstrierenden  Bewohner_Innen
jedoch nicht stoppen. Derzeit halten die Proteste weiter an.

 

Wie reagiert der Westen?

Seit  dem  Beginn  der  Proteste  in  Hongkong  sind  immer  wieder  Bilder  der
Demonstrationen sowie dem brutalen Eingreifen der Polizei in den westlichen Medien.
Die politischen Reaktionen halten sich allerdings zurück. Man will es sich mit China eben
nicht  verscherzen.  Trump twittert  scheinheilig  „er  hoffe  niemand würde getötet“  als
China seine Truppen bei  Hongkong sammelt.  Der  deutsche Außenminister  Maaß rät
Reisenden nach Hongkong ihre Flüge zu verschieben. Beides ´´unschätzbare´´ Hilfen für
die  Menschen  Vorort,  die  ein  Eingreifen  westlicher  Mächte  oder  Unterstützung  aus
Taiwan herbeisehnen. Solidaritätsbekundungen kann man lange suchen und das obwohl
die Bevölkerung Hongkongs doch für die Rechte auf die Straße geht, die der Westen
gerne hochhält, um sich als überlegen zu inszenieren. Zumindest so lange man diese
Rechte als gute Ausrede benutzen kann irgendwo einzumarschieren oder Sanktionen zu
verhängen, die letztlich nur den eigenen wirtschaftlichen oder politischen Zielen dienen.



Da  begnügt  man  sich  lieber  mit  der  Aussage  der  chinesischen  Regierung,  die  die
Demonstrant_Innen als Terrorgefahr für die Stadt einstufen. Damit belässt man sie als
innere  Angelegenheit  Chinas.  Im  Notfall  kann  man  sich  stets  auf  die  schlechte
Informationslage berufen.

 

Lage in Hong Kong

Der entflammte Konflikt um die Autonomierechte der Stadt sind jedoch nicht der einzige
Grund auf die Straße zu gehen. Durch den wirtschaftlichen Sonderstatus der Stadt und
ihre gute Anbindung zu China ist der begrenzte Platz auf der Insel sehr begehrt. So hat
sich der Mietpreis seit 2003 um ca. 300% gesteigert. Es ist nirgendwo auf der Welt so
teuer  Wohnraum zu  bekommen wie  in  Hongkong,  was  die  ärmere  Bevölkerung  auf
engsten  Raum,  sogenannte  „Nanoapartments“  zusammenpfercht.  Hinzu  kommt  eine
stetig  weiterwachsende  Bevölkerung  sowie  die  offensive  Umsiedlung  von
Festlandchineses_Innen. Deren Ziel ist es wahrscheinlich die alten Strukturen und die
Nähe zum Westen, die sich auch in den Köpfen widerspiegelt, zu brechen. Letzteres zeigt
sich am Character des derzeitigen Protests, der weitestgehend bürgerlich ist und auch
nicht über den Erhalt bürgerlicher Freiheitsrechte hinausgeht.

Die derzeitige Hongkonger Regierung glänzte immer wieder durch Abwesenheit, um sich
dann klar zu Peking, und ihren Terrorismusvorwürfen, zu positionieren. Hier zeigt sich
wieder, dass auch wenn es theoretisch freie Wahlen in Hongkong gibt, bei allen höheren
Positionen, Peking das letzte Wort hat. Aus Peking weitet Präsident Xi seinen Einfluss in
Festlandchina über die Einführung des „Social Credits Systems“ aus. Ein Einfluss der
auch in großen Teilen der Welt über Südamerika, Afrika und Zentralasien entlang der
„neuen Seidenstraße“ zu spüren ist. Hier würden Zugeständnisse an ein so kleines Gebiet
wie Hongkong die Verhandlungsposition in anderen Regionen schwächen, was sich Xi
nicht leisten kann. Vor der Perspektive von erfolgreichen Protesten in der Einflusssphäre
Chinas riskiert er die gesamte Machtposition der Zentralregierung. Doch Hong Kong ist
eben nicht nur eine kleine,  unbedeutende Stadt,  sondern auch eines der wichtigsten
Finanzzentren der Welt und Chinas größter Hafen.

In  Hong  Kong  selbst  sind  die  Fronten  nicht  so  klar.  Neben  der  Polizei  und,  den
Demonstrant_Innen gibt es mindestens noch eine weitere Gruppe von Akteur_Innen. Die



Farbe der Bewegung ist schwarz, die Farbe der Regierungsbefürworter_Innen hingegen
weiß und eben jene „white shirts“ zogen wie ein Mob durch die Straßen Hongkongs auf
der  Jagd  nach  Regierungsgegner_Innen.  Sie  wollten  mit  einem  Angriff  auf  eine  U-
Bahnstation  die  Gunst  der  Pekinger  Regierung  gewinnen  und  ihre  kriminellen
Machenschaften absichern. Am 17. August gab es dann auch eine regierungsfreundliche
Demonstration, die laut der ARD-Korrespondentin etwa 10.000 Teilnehmer_Innen groß
war.  Allerdings  steht  hier  die  Frage  im  Raum  inwiefern  es  sich  hierbei  um  freie
Demonstrant_Innen handelt, da wohl auch viele gar keine Stadtbewohner_Innen waren.
Dass die Führung in Beijing versucht so die Einheit  der Regierungsgegner_Innen zu
brechen ist daher wahrscheinlicher.

 

Die Lage spitzt sich weiter zu – was tun?

Der Flughafen stand still,  immer mehr Demonstrant_Innen werden verhaftet und das
chinesische  Militär  bezieht  nahe  Hongkong  Stellung  –  eine  Eskalation  wird  immer
wahrscheinlicher.

Beijing hat seine Truppen vor den Toren Hongkongs, in der Stadt Shenzhen, stationiert.
Ein Einmarsch scheint immer wahrscheinlicher. Westliche Beobachter_Innen halten ein
zweites  Tiannamen  (blutige  Niederschlagung  der  Studentenproteste  1989)  für  nicht
unwahrscheinlich. Doch auch nach Angaben von der politischen Führung in Beijing sei
das Gewaltmonopol der Hongkonger Polizei noch nicht gänzlich ausgespielt und die Angst
vor Toten wächst auf Seiten der Bevölkerung.

Trotz der drohenden Eskalation gehen weiter Massen von Menschen auf die Straße. Die
Frage nach einer Perspektive: „Was kommt danach? Und wie machen wir weiter?“ treiben
die Demonstrat_Innen weiterhin an. Die Proteste sind Ausdruck der Perspektivlosigkeit
vieler Menschen in Hongkong und China. Die eher unpolitischen Proteste im Zuge des
Auslieferungsabkommens beginnen sich zu wandeln. Angesichts brutaler Polizeigewalt ist
die Augenklappe ein Symbol der Proteste geworden. Hintergrund dessen ist,  das ein
Mädchen durch ein Polizeiheschoss ein Auge verlor. Eine klare politische Perspektive
wohin die Proteste gehen gibt es jedoch nicht. In erster Linie gehen die die Menschen
hier eben für den Erhalt bürgerlicher Freiheitsrechte auf die Straße. Doch diese Gruppe
an Menschen – zum großen Teil Studierende aber auch Teile der oberen Mittelschicht,



etc. – allein wird es nicht schaffen der Pekinger Regierung etwas entgegenzusetzen. Auch
auf das Eingreifen westlicher Mächte können sie lange warten. Ein Funken Hoffnung
glimmt jedoch in der Verbindung der Proteste mit sozialen Kämpfen auf dem Festland.
Ohne diese Verbindung zur Arbeiter_innenklasse, gibt es für die Proteste zwei realistische
Alternativen 1: Massenhafte Festnahmen und Tote oder 2: Massenhaft Festnahmen und
das Einknicken der Bewegung.

Die in Hongkong geforderten Rechte sind auch für die Festland Chines_Innen durchaus
ansprechend. So sind Polizeiwillkür und Scheinwahlen auf dem Festland die Normalität.
Auch die Diskriminierung weiter Teile der (nicht städtischen) Arbeiterklasse durch den
sog. „Hukuo“ kann eine Perspektive für die Verbindung der Kämpfe geben. Der „Hukuo“
bestimmt dabei ob ein Mensch in einer Stadt oder auf dem Land leben darf und drängt so
viele Chines_Innen in die Illegalitä, die für eine bessere Jobperspektive in die Städte
gehen. Das bedeutet die Trennung vieler Familien über tausende Kilometer hinweg und
ein prekäres Leben im Untergrund.

Die Hongkonger Forderungen greifen dies jedoch nicht auf und es gilt diese sinnvoll zu
erweitern,  um  einen  Erfolg  der  Proteste  zu  ermöglichen.  Die  Forderungen  der
Hongkonger  Gewerkschaft  sind  im  Folgenden  kurz  aufgeführt.

Stoppt das Auslieferungsgesetz1.
Freilassung der gefangenen Demonstrat_Innen2.
Aufhebung des Aufstandsstatus der Proteste am 12th Juni3.
Unabhängige Untersuchung des Machtmissbrauches und der Gewalt durch die4.
Polizei
Freie Wahl der politischen Vertreterinnen5.

Auch diese Forderungen verdeutlichen noch einmal den bürgerlichen Charakter dieser
Proteste,  da  diese  nur  auf  die  geplante  Gesetzesänderung  abzielen.  Die
Gewerkschaftsführung unterstreicht durch Ausbleiben von Wohnraumforderungen und
der  Weigerung zu mehr als  den zentralen Aktionen zu mobilisieren das  sie  mit  der
Realität der Bevölkerung vor Ort wenig am Hut hat.

Ein Aufruf die Autonomierechte der Stadt nicht nur zu verteidigen, sondern auch auf
weitere Regionen auszuweiten ist erforderlich, um Verbesserungen für die Bevölkerung
zu  erkämpfen.  Die  Forderungen  eins  bis  vier  aus  dem Katalog  in  derzeitiger  Form
erhalten lediglich den Status quo- allerdings der des „Protestzustand“ und nicht mal den



vor der Ankündigung der Gesetzesänderung- und Verteidigen die aktuellen Proteste. Sie
zeigen keine Perspektive für den demokratischen Kampf der Massen und die Verteidigung
gegen weitere Angriffe. Die in Punkt fünf geforderten Wahlen politischer Vertreter war
schon eingeschränkt möglich, jedoch sollten diese auch ohne Vorauswahl der Kandidaten
und Einflussnahme aus Beijing stattfinden.

Die Reaktion der Präsidentin Carry Lamm sich zurückzuhalten und im Sinne Pekings und
nicht für Hongkong zu entscheiden zeigt, das diese sofort abgesetzt werden muss. Eine
demokratische Kontrolle Hongkongs durch die Bevölkerung mit wähl- und abwählbaren
Strukturen ist als erster Schritt zur Selbstorganisierung erforderlich. Darüber hinaus ist
die  Errichtung  von  Selbstverteidigungsstrukturen  zum Schutz  der  Arbeiterklasse  vor
P o l i z e i  u n d  M ö r d e r b a n d e n  u n a b d i n g l i c h .  D a  w o  e s  g e h t  m ü s s e n
Verteidigungsmaßnahmen ausgeschöpft werden und eine Bewaffnung gegen kommende
Angriffe stattfinden.

Ein erfolgreicher wirtschaftlicher Protest kann sich nicht nur auf bürgerliche Strukturen
stützen, sondern benötigt die Arbeiterklasse, um relevanten Druck ausüben zu können.
Nur sie haben die Mittel dazu. Eine Besetzung des Hongkonger Hafens zum Beispiel
würde über internationale Gewässer hinweg Wellen schlagen und die Machtposition der
Hongkonger  Massen  festigen.  Neben  „Praktischen  Aktionen“  braucht  es  auch  die
Entwicklung eines Programms, welches über alle Kanäle in Hong Kong und der restlichen
Volksrepublik verbreitet wird, was die Perspektive der Selbstorganisierung als Alternative
zu Partei und deren Gewerkschaften überhaupt erst möglich macht.

Wir fordern:

Solidarität mit den Protestierenden und Gefangenen! Für die Freilassung aller politischen
Gefangenen in China!

Verteidigung und Ausweitung der Autonomierechte!

Ausweitung der Proteste!

Organisiert Selbstschutz, verteidigt euch und eure Stadt!

Selbstorganisierung der Bevölkerung- ersetzt Carry Lamm!

Blockiert den Hafen! Verbindet eure Proteste mit sozialen Kämpfen und den Kämpfen der



chinesischen Arbeiter_Innenklasse!

 

Sri  Lanka  und  die  Lage  der
Frauen
Jonathan Frühling, REVOLUTION, Fight, Revolutionäre Frauenzeitung Nr. 7,
März 2019

Sri  Lanka ist  eine Insel  mit  rund 20 Millionen Einwohner_Innen vor der
Südostküste Indiens mit einem nominalen Bruttoinlandsprodukt von gut 80
Mrd. US-Dollar.  Nur 1,9 % der Bevölkerung lebt in extremer Armut.  Sri
Lanka gehört angesichts dieser wirtschaftlichen Kennziffern nicht zu den
ärmsten Ländern der Welt, gerade wenn man die Lage der Bevölkerung mit
Ländern wie Indien, Pakistan oder Bangladesch vergleicht. Problematisch ist
allerdings  die  Jugendarbeitslosigkeit  von  ca.  20  %.  Mit  18,4  %
Stadtbevölkerung ist  das  Land nach wie vor  sehr  agrarisch geprägt.  Sri
Lanka  ist  ein  multiethnischer  Staat,  in  dem  alle  großen  Weltreligionen
aufeinandertreffen.  Der  Buddhismus  kann  mit  über  70  %  am  meisten
Gläubige zählen, gefolgt vom Hinduismus (12,6 %), dem Islam (9,7 %) und
dem Christentum (7,4 %). Die Lebenserwartung ist in den letzten 68 Jahren
von 55 auf 75 Lebensjahre gestiegen.

Regierungskrise in Sri Lanka 2018/19
 Zuletzt  war  das  Land  in  den  Schlagzeilen,  weil  es  eine  wochenlange
Regierungskrise gab. Der Präsident Sirisena hatte den von USA und Indien
unterstützten  Premierminister  Wickremesinghe  von  der  UNP  (United
National Party; Vereinte Nationalpartei) entlassen und stattdessen den china-
freundlichen  und  rechten  Politiker  Rajapaksa  von  der  SLPP  (Sri  Lanka

https://onesolutionrevolution.de/sri-lanka-und-die-lage-der-frauen/
https://onesolutionrevolution.de/sri-lanka-und-die-lage-der-frauen/


Podujana Peramuna; Sri-Lankische Volksfront) eingesetzt und das Parlament
suspendiert.  Diese  Regierungskrise  machte  deshalb  die  Rivalität,  die
zwischen  China  und  USA in  Bezug  auf  die  Einflussnahme in  Sri  Lanka
herrscht, deutlich. China weitet seinen Einfluss auf Sri Lanka aus. Seit 2007
macht  es  Rahmen  seiner  „Neuen  Seidenstraße“  zu  einem  wichtigen
Handelsstützpunkt. Z. B. hat es einen großen Hafen auf Sri Lanka finanziert.
Später  wurde  ihm  dieser  auf  99  Jahre  verpachtet,  weil  Sri  Lanka  den
gewaltigen Kredit nicht abbezahlen konnte.

Die Regierungskrise wurde vorerst gelöst,  indem der Präsident den alten
Premierminister auf Druck des Parlaments hin wieder eingesetzt hat. Trotz
dieser  Lösung der  Krise  wurde verständlicherweise  dem Glauben an die
Berechtigung  des  politischen  Systems  in  der  Bevölkerung  nachhaltig
geschadet,  z.  B.  wurde das Amt des Präsidenten diskreditiert.  Außerdem
wurde die Wirtschaft durch die Krise erschüttert, da die Währung an Wert
verlor, die Zinssätze angehoben wurden und der Tourismus zurückging.

Trotz der undemokratischen Absetzung Wickremesinghes, die wir angreifen
müssen,  darf  er  von  uns  nicht  politisch  unterstützt  werden.  Er  ist  ein
bürgerlicher  Politiker  unter  dem  sich  seit  seiner  Einsetzung  als
Regierungschef  2015  die  wirtschaftliche  Lage  beispielsweise  durch
Privatisierungen immer weiter verschlechtert hat. Rajapaksa dagegen stellt
eine starke reaktionäre Kraft dar, die sich auch auf bewaffnete faschistische
Banden stützt.  Übernimmt er die Macht, sind vermehrte Angriffe auf die
Arbeiter_Innenklasse, die zum Teil gegen Wickremesinghes Sparmaßnahmen
kämpft,  sehr  wahrscheinlich.  Auch  die  ethnischen  und  religiösen
Minderheiten haben von seiner nationalistischen Politik nichts zu erwarten.
Beide repräsentieren Spielarten bürgerlicher Politik, die ein halbkoloniales
Land wie Sri Lanka nicht voranbringen kann.

Wirtschaftliche Lage von Frauen
Insgesamt  ist  der  Anteil  an  Frauen,  die  keiner  bezahlten  Beschäftigung
nachgehen, mit 69 % recht hoch. Dabei sind 25 % der erwerbstätigen Frauen
im formellen, 57 % im informellen Sektor tätig, was zeigt, wie unsicher ihre
wirtschaftliche  Situation  ist.  Außerdem verdienen  sie  meistens  sehr  viel



schlechter  und  müssen  zudem  oft  deutlich  länger  arbeiten  als  ihre
männlichen  Kollegen,  weil  ihre  Arbeit  weniger  entlohnt  wird.  An  den
Universitäten machen sie etwa die Hälfte der Studierenden aus. Allerdings
gehen sie selten in die Politik und müssen ihre Jobs aufgeben, sobald sie
Kinder bekommen. Auch müssen sie Missbrauch und Belästigungen ertragen,
wenn sie in ihrem Beruf weiter kommen wollen, sehr ähnlich, wie es die
#MeToo-Kampagne in der westlichen Welt offenbarte.

Frauen stellen in der Tee-, der Textilproduktion und unter den im Ausland
arbeitenden Sri Lanker_Innen die meisten Beschäftigten. Obwohl dies die
wichtigsten Wirtschaftszweige sind, sind Bezahlung und Arbeitsbedingungen
in allen dreien sehr schlecht. Außerdem sind sie oftmals als Haushälterinnen
auf der arabischen Halbinsel besonderer Unterdrückung ausgesetzt. Auf den
Teeplantagen  gab  es  sogar  2018  einen  Generalstreik  für  eine  100%ige
Lohnerhöhung. Allerdings fokussieren sich die Gewerkschaften leider nicht
auf die Branchen mit hohem Frauenanteil.

Gewalt gegen Frauen
Häusliche Gewalt ist seit 2005 (!) verboten und trotzdem kommt es häufig zu
physischen Übergriffen von Männern gegen ihre Frauen. Diese Verbrechen
werden in der Gesellschaft toleriert bzw. akzeptiert. Die Vergewaltigung in
der  Ehe  ist  nicht  verboten  und  wird  als  „eheliches  Recht  des  Mannes“
verstanden. Der staatliche Schutz ist mangelhaft. Oft sind die Frauen bei
einer Anzeige weiteren Belästigungen durch die Polizei  ausgesetzt.  Mehr
noch: Im von 1983 bis 2009 andauernden Bürger_Innenkrieg im Norden des
Landes  war  das  Militär  oft  selbst  in  Gewaltverbrechen  gegen  Frauen
verwickelt und ist es bis heute, da dort immer noch eine erhöhte militärische
Präsenz  zu  verzeichnen  ist.  Auch  die  Prostitution  hat  in  und  seit  dem
Bürger_Innenkrieg  dadurch  und  durch  die  katastrophale  Situation  der
Bevölkerung  zugenommen.  Traumatisierung  und  übermäßiger
Alkoholkonsum infolge des Bürger_Innenkriegs hat auch zu einer Zunahme
der  häuslichen  Gewalt  beigetragen.  Zudem  sind  Frauen  in  Haft  von
Vergewaltigung, Erniedrigung und Missbrauch bedroht. Es sind Fälle belegt,
in denen Aktivist_Innen entführt und gefoltert worden sind und erst nach



Lösegeldzahlungen wieder freikamen.

Welche Perspektive?
Das alles zeigt uns, dass Gewalt gegen Frauen in Sri Lanka weit verbreitet ist
und  die  Täter  fast  immer  straflos  davonkommen.  Der  Staat  ist  bei  der
Aufklärung und Bekämpfung keine Hilfe, sondern durch Militär, Polizei und
Gerichte  oft  selbst  in  Misshandlung,  Menschenhandel,  Prostitution  und
Vergewaltigung  verwickelt  und  deckt  sie.  Nur  wenn  die  fortschrittliche
Bevölkerung sich erhebt und durch Solidarität mit den Betroffenen Druck auf
die Regierung ausübt, kann man sie dazu zwingen zu handeln. Das beweist
der Fall einer 18-jährigen Schülerin, die vergewaltigt und ermordet wurde.
Erst aufgrund großer Proteste wurde ein Prozess gegen die Täter geführt.
Eine  revolutionäre  Politik  in  Sri  Lanka  müsste  sich  die  Ausweitung und
Durchsetzung der Rechte der Frau auf die Fahne schreiben.

Die Bewegung müsste sich aber auch für die Erhaltung und Ausweitung der
beschränkten  demokratischen  Möglichkeiten  einsetzen,  wie  die  letzte
Regierungskrise  gezeigt  hat.  Außerdem muss die  Macht  von Militär  und
Polizei  gebrochen  und  müssen  die  ethnischen  und  religiösen  Konflikte
überwunden werden. Das kann nur einer sozialistische Arbeiter_Innen- und
Bauern-/Bäuerinnenregierung in Kombination mit einer revolutionären Partei
tun. Sie muss den Bauern und Bäuerinnen zu Land und den Arbeiter_Innen
zur  Kontrolle  über  die  und  letztlich  Aneignung  der  Produktionsmittel
verhelfen.  Diese  Politik  muss  aber  auch  einen  internationalistischen  und
antiimperialistischen Charakter tragen und sich gegen die imperialistische
Einflussnahme z. B. Chinas und der USA richten.

https://www.fluechtlingshilfe.ch/assets/herkunftslaender/asien-pazifik/sri-lank
a/sri-lanka-situation-der-frauen.pdf
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Auf  dem  Weg  in  den
Welthandelskrieg?
Christian Mayer

Im März war es soweit:  US-Präsident Donald Trump brachte per Dekret
Schutzzölle in Höhe von 25% auf Stahl- und 10% auf Aluminiumimporte aus
China  auf  den  Weg.  Der  Aufschrei  quer  durch  die  bürgerliche
Medienlandschaft war entsprechend groß. So sollte anfangs auch die EU
unter  diese  Maßnahmen  fallen,  welche  aber  bis  Ende  Juni  (vorerst)
ausgesetzt  wurden.

 

Das hat allerdings weniger damit zu tun, dass für die Arbeiter_Innen in der
US-Stahlindustrie  neue Arbeitsplätze geschaffen werden sollen als  damit,
dass es darum geht einem imperialistischen Konkurrenten einen deutlichen
Warnschuss zu verpassen. Die Schutzzölle auf Stahlimporte helfen der Stahl
herstellenden Industrie nicht wirklich, viel mehr haben diese Maßnahmen
eher  negative  Auswirkungen  auf  die  Stahl  bearbeitende  Industrie
(Schwerindustrie  bzw.  Autoindustrie),  da  die  Materialpreise  steigen  was
wiederum dazu führt dass die Gesamtkosten für die Produktion sich erhöhen.
Um diese sich erhöhenden Gesamtproduktionskosten zu verringern muss ein
Ausgleich geschaffen werden, damit am Ende noch Gewinn erwirtschaftet
werden kann. In diesem Fall  wird in erster Linie an den Personalkosten
gespart, was bedeutet, dass es zu Lohnverzicht und im weiteren Verlauf zu
Arbeitsplatzabbau  kommt.  So  viel  zum  versprochenen  „Jobwunder“  von
Trump.

 

Innerimperialistische Auseinandersetzung

 

Doch  es  geht  noch  weiter.  Nicht  nur,  dass  inzwischen  auf  Stahl-  und
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Aluminiumimporte aus China Schutzzölle erhoben werden, auch der Export
von bestimmten technologischen Bauteilen etwa für Smartphones nach China
wird  streng  reglementiert.  Das  führte  dazu,  dass  der  chinesische
Smartphonehertseller ZTE in eine enorme wirtschaftliche Schieflage geriet
und die Produktion wie auch das operative Geschäft (also alles drum herum)
sehr weit herunterfahren, ja fast schon komplett stilllegen musste.

 

Wie bereits weiter oben erwähnt haben diese Maßnahmen weniger damit zu
tun, die Arbeitsplätze im Inland zu schützen als dass es darum geht, einem
imperialistischen Konkurrenten wirtschaftlich zu Schaden und die  eigene
wirtschaftliche Stellung wieder an die Spitzenposition zu bringen. In den
vergangenen knapp 30 Jahren seit dem Ende des Stalinismus in Osteuropa
und  dem  Ende  der  Sowjetunion  wie  auch  durch  den  wirtschaftlichen
Aufschwung Chinas durch dessen vorsichtige Öffnung hin zum Weltmarkt
sind für den US-Imperialismus neue Konkurrenten entstanden.  Nicht  nur
 wirtschaftlich,  sondern  auch  auf  militärischer  und  geopolitischer  Ebene
fordern  sie  die  vormalige  Vormachtstellung  der  USA  heraus.  Gerade
Russland und China als neue imperialistische Konkurrenz versuchen immer
mehr an Einfluss zu gewinnen und den US-Imperialismus zurück zu drängen.

 

Besonders  sieht  man  dies  derzeit  sowohl  in  Syrien,  wo  der  russische
Imperialismus die geostrategischen Pläne seit mittlerweile drei Jahren aktiv
militärisch durchkreuzt, als auch in der Ostukraine, wo die Pläne des US-
Imperialismus ebenfalls einen Rückschlag erhielten in dem sich Russland die
Halbinsel Krim kurzerhand einverleibte und die wichtigen Industriestandorte
im Donezk-Becken von vermeintlich pro-russischen Separatisten kontrolliert
werden. Dies hatte dementsprechend Sanktionen seitens der US-Bourgeosie
zur Folge, welche der russischen Wirtschaft drei Jahre schwer zu schaffen
machte (inzwischen gibt es wieder ein sehr leichtes Wirtschaftswachstum).

Auch  die  Auseinandersetzungen  mit  China  sind  weitreichender  als  die
beschriebenen  Schutzzölle  und  Exportreglementierungen.  So  ist  die



chinesische Volksbefreiungsarmee bereits seit Jahren damit beschäftigt, sich
immer weiter aufzurüsten um auf militärischer Ebene mit der US-Army und
der  US-Navy  mithalten  zu  können.  Zudem  wurde  beispielsweise  im
vergangenen  Jahr  der  erste  chinesische  Flugzeugträger  in  Betrieb
genommen,  weitere  sollen  folgen.

 

Aber auch weitere Maßnahmen wie etwa das Aufschütten von künstlichen
Inse ln  im  Südch ines i schen  Meer  zur  Erwe i terung  des  12
Seemeilenhoheitsgebietes  vor  Staatsküsten  und  die  Streitigkeiten  um
mögliche Rohstoffquellen wie vermutete Öl- und Gasvorräte an der gleichen
Stelle, aber auch die Kontrolle von wichtigen Schifffahrtsrouten in dieser
Weltregion zeigen, dass der Kampf um die Neuaufteilung der Welt unter den
diversen imperialistischen Mächten im vollen Gange ist.

 

Perspektive für die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend

 

Die  ergriffenen  Maßnahmen  seitens  Trump  haben  unmittelbare
Auswirkungen auf die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend nicht nur in den
Ländern, gegen die die verhängten Sanktionen gerichtet sind; sie betreffen
auch die Arbeiter_Innenklasse und die Jugend in den USA: Zwar entstehen
neue Arbeitsplätze, allerdings zu schlechteren Bedingungen als die bereits
bestehenden Arbeitsplätze was man vor allem am niedrigerem Lohn sieht
den  die  neuen  Arbeiter_Innen  in  den  verschiedenen  Industriebereichen
erhalten. Für die Jugend in den USA dürfte es schwieriger werden, einen Job
zu bekommen da die Konkurrenz groß ist. Und hat man erstmal einen Job
bekommen geht es darum, irgendwie das eigene Überleben zu sichern da die
Löhne  niedrig  und  die  Perspektiven  nach  der  Ausbildung  dauerhaft
übernommen  zu  werden  schlechter  sind  als  hierzulande.

 



Also alles schlecht für die Arbeiter_Innen und die Jugend? Nicht unbedingt
wenn sie sich anfangen gegen die Zustände zur Wehr zu setzten. Dafür ist es
notwendig,  dass  sich  sowohl  Jugendliche  wie  auch  die  Arbeiter_Innen
gemeinsam  in  den  Gewerkschaften  organisieren  und  den  Kampf  gegen
Niedriglöhne, schlechte Perspektiven aber auch die Spaltung untereinander
etwa durch rassistische Vorurteile aufzunehmen. Wichtig ist es, wie auch in
allen  anderen  Ländern  der  Welt,  die  demokratische  Kontrolle  über  die
Gewerkschaften  zu  erlangen  und  sie  dem  Einfluss  der  reformistischen
Gewerkschaftsführer_Innen zu entziehen. Dafür muss zwangsläufig mit der
Sozialpartner_Innenschaft gebrochen werden, denn die Kapitalist_Innen sind
nicht die Freund_Innen der Arbeiter_Innenklasse und der Jugend und haben
kein Interesse daran die Probleme der Mehrheit der Bevölkerung zu  lösen.
Daher kann die Lösung nur im revolutionären Sturz dieses Systems liegen.

 

 

Pakistan:  Freiheit  für  Ahmad
Azad!  Freiheit  für  alle
festgenommen  belutschischen
und  paschtunischen
Studierenden!
 

Am 23. Januar wurden mindestens 200, nach einigen Berichten sogar 400,
belutschische und paschtunische Studierende von der  Polizei  des  Punjab
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verhaf tet ,  darunter  der  Generalsekretär  der  „Nat ionalen
Studierendenföderation“  (NSF),  Ahmad Azad.  Die  Massenfestnahmen und
Übergriffe  auf  StudentInnenwohnheime  fanden  statt,  nachdem  sie  von
Anhängern der rechten Islamisten aus der Organisation Islami Jamiat -e-
Talaba  (IJT)  an  der  Punjab-Universität  von  Lahore  eingeschüchtert  und
angegriffen worden waren. Stundenlang umzingelte die Polizei zusammen
mit den Islamisten die Wohnheime der BelutschInnen und PaschtunInnen!

Wir  verurteilen  aufs  Schärfste  diesen  unentschuldbaren  Akt  der
Einschüchterung  und  Terrorisierung  von  StudentInnen  nationaler
Minderheiten, aus Belutschistan, dem südlichen Punjab und von der KPK. Es
zeigt  einmal  mehr,  dass  sich  alle  demokratischen,  sozialistischen  und
MenschenrechtsaktivistInnen zusammenschließen und ihre Stimme erheben
müssen,  um  der  zunehmenden  Gewalt  seitens  der  ultra-reaktionären
islamistischen Kräfte gegen StudentInnen zu widerstehen. Wir verurteilen
auch  die  Pass iv i tät  und  Duldung  dieser  Angri f fe  durch  die
Universitätsverwaltung.  Wir  verurteilen  ferner  die  Passivität  und
Unterstützung, die die Polizei des Punjab den Islamisten gewährt, indem sie
sich auf die Seite derjenigen stellt, die Studenten nationaler und religiöser
Minderheiten einschüchtern, bedrohen, verletzen oder sogar töten.

Wir fordern die sofortige Freilassung von Ahmad Azad und allen anderen
StudentInnen! Wir solidarisieren uns mit allen BelutschInnen, PaschtunInnen
und anderen StudentInnen, die ihre demokratischen Rechte gegen Angriffe
und Drohungen von Islamisten oder anderen reaktionären Kräften ausüben
wollen.

Wir rufen alle Organisationen der ArbeiterInnenklasse, Gewerkschaften und
Parteien,  alle  sozialistischen  und  demokratischen  Jugend-  und
S t u d e n t I n n e n o r g a n i s a t i o n e n ,  d e m o k r a t i s c h e n  u n d
MenschenrechtsaktivistInnen auf, gegen diese Festnahmen zu protestieren
und  ihre  Solidarität  zum Ausdruck  zu  bringen!  Gemeinsam können  und
werden  wir  die  Kräfte  der  islamistischen  Reaktion  und  der  staatlichen
Repression besiegen! Gemeinsam können wir eine Welt gewinnen, die frei
von Belästigung, Einschüchterung, Unterdrückung und Ausbeutung ist!



Liga für die Fünfte Internationale

REVOLUTION, Internationale Kommunistische Jugendorganisation

Die Neue Seidenstraße – Chinas
Weg  zur  führenden
imperialistischen Weltmacht
VON JONATHAN FRÜHLING

Im Mai 2017 lud China zum Gipfeltreffen des „Belt and Road Forums“ ein
und die Welt kam: Über 100 Staaten, teilweise sogar vertreten durch ihre
Regierungschefs, nahmen an dem Treffen teil. Alle wollen mitprofitieren an
der  „Neuen  Seidenstraße“,  dem  größten  Investitionsprogramm  seit  dem
Marshallplan  (Wiederaufbau  Westeuropas  nach  dem  Zweiten  Weltkrieg),
welches von China 2013 ausgerufen wurde. Die Bezeichnung „Seidenstraße“
ist  eine  propagandistische  Anlehnung  an  die  berühmte  historische
Seidenstraße,  die in der Antike und dem frühen Mittelalter Ostasien mit
Europa verband. China betont damit auch den wirtschaftlichen Charakter des
Projektes.

Um die Intention Chinas zu verstehen müssen wir zunächst auf Chinas eigene
Wirtschaft schauen. Seit einigen Jahren versucht China unabhängiger von
der Weltwirtschaft und damit krisensicherer zu werden. Deshalb hat es die
Infrastruktur  des  eigenen  Landes  massiv  ausgebaut  und  die  entlegenen
Reg ionen  im  Wes ten  des  Landes  en tw icke l t  und  mi t  dem
bevölkerungsreichen Osten verbunden. Dieses Entwicklungsmodell, welches
China ein stabiles Wachstum von zuletzt immerhin knapp 7% beschert hat,
ist nun im eigenen Land an seine Grenzen gestoßen. Momentan kann das
Wirtschaftswachstum nur mit einer massiven Staatsverschuldung aufrecht
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erhalten werden.

Die neue Seidenstraße ist der Versuch ähnliche Projekte in ca. 65 Ländern
der  Erde  zu  verwirklichen.  Geplant  sind  Bahntrassen,  Häfen,  Straßen,
Pipelines, Güterumschlagsplätze und Stromleitungen. Geographisch wird in
die Richtungen Südostasien, Pakistan, vor allem aber dem zentralasiatischen
Raum mit Perspektive in den Nahen Osten und nach Europa geplant. Auch
Afrika hat für China als Rohstofflieferant und Absatzmarkt Relevanz und ist
deshalb  mit  eingeschlossen.  Dies  alles  wird  als  „on  Road“  bezeichnet,
während geplante Häfen für den Ausbau der Seewege entlang der Routen
Europa, Afrika → Asien als „on Belt“ bezeichnet werden.

Was verbirgt sich nun alles hinter der Politik einer neuen Seidenstraße? Zum
einen verfolgt China damit auch innenpolitische Interessen. Chinas gewaltige
Provinz  im Westen des  Landes  (Xinjiang)  ist  von einer  Reihe ethnischer
Minderheiten bewohnt, die teilweise bis heute die Unabhängigkeit fordern.
Durch eine handelsbedingte Entwicklung der Region erhofft sich China eine
Stabilisierung. Tatsächlich hat sich die Hauptstadt Ürümqi schon zu einem
Flugdrehkreuz  und  dem  wichtigsten  Handelszentrum  Zentralasiens
entwickelt.
Im Fokus stehen jedoch vor allem wirtschaftlichen Interessen. China möchte
seine Handelswege auf dem Land ausbauen, um notfalls etwas unabhängiger
vom leicht  angreifbaren  Seeweg  zu  werden.  Vor  allem aber  würden  so
Importe und Exporte schneller werden. Dies und der Ausbau der Seewege
sollen die Versorgung Chinas mit Rohstoffen sichergestellen. Natürlich will
China die Projekte vor allem von chinesischen Firmen umsetzen lassen. So
holt China das investierte Geld ins eigene Land und kann seine gewaltigen
Überkapazitäten im Stahl- und Baugewerbe abbauen.
Sehr wichtig ist aber auch die außenpolitische Komponente des „On Belt, On
Road“-Programms. China möchte die betreffenden Staaten stabilisieren, an
sich binden und somit zu Verbündeten in der Auseinandersetzung mit den
USA  machen.  Die  Seidenstraße  soll  deshalb  auch  zu  bilateralen
Handelsabkommen führen. Es geht also auch darum international an Einfluss
zu gewinnen.

International gibt es geteilte Meinungen zu dem Projekt, je nachdem, wie



nützlich oder schädlich die Staaten das Projekt für sich einschätzen. Die
Staaten, in die die Investitionen fließen sollen, erhoffen sich natürlich einen
Aufbau  ihrer  Infrastruktur  (Zentralasien,  Südostasien,  Afrika,  Pakistan).
Russland ist einer der stärksten Befürworter, da Russland unabhängiger vom
Westen werden will und auf Investitionen aus China erhofft. Von diesen ist
jedoch bisher wenig angekommen. Außerdem ist die neue Seidenstraße ein
Stück  weit  auch  ein  Konkurrenzprojekt  zu  Russlands  „Eurasischer
Wirtschaftsunion“  (Freihandelsabkommen  zwischen  Russland  und  den
meisten zentralasiatischen Staaten). Die europäischen Staaten, allen voran
Deutschland,  fordern,  sich  ebenfalls  an  den  Bauvorhaben  beteiligen  zu
können.  Dies  wurde  von  China  jedoch  selbstbewusst  abgelehnt,  was
Deutschland  verärgerte.
Die USA sind mit Japan die entschiedensten Gegner des Projektes, da sie eine
Stärkung ihres  größten Konkurrenten befürchten.  Die  USA hat  mit  TTIP
(Freihandelsabkommen  für  Europa  und  Nordamerika)  und  TTP
(Freihandelsabkommen  für  Nordamerika  und  die  Pazifikregion)  versucht
China  auszuschließen,  fahren  aber  unter  Trump  zunehmend  einen
protektionistischen  Kurs.  Auch  Indien  steht  dem  Projekt  skeptisch
gegenüber. Erstens sollen keine Investitionen nach Indien fließen, zweitens
werden Straßen, Bahnstrecken und Häfen in dem mit Indien verfeindeten
Pakistan  vorangetrieben.  Diese  sollen  sogar  teilweise  durch  die  Region
Kaschmir führen, die von Indien beansprucht wird. Die chinesisch-indischen
Beziehungen haben sich zuletzt auch wegen Grenzstreitigkeiten im Himalaja
verschlechtert. Da Indien ein bevölkerungsreiches und aufstrebendes Land
ist, ist es sehr relevant, ob es sich zukünftig auf die Seite der USA oder auf
die  Chinas  schlagen  wird.  Bisher  hat  es  diese  Entscheidung  noch  nicht
getroffen.

Allerdings  gibt  es  bei  Chinas  großen  Ambitionen  auch  einige  Haken.
Gewaltige  Infrastrukturprojekte  beanspruchen  auch  einen  gewaltigen
zeitlichen Aufwand. Es wird wohl noch 10 Jahre dauern, bis die Arbeiten an
der neuen Seidenstraße richtig in Gang kommen. Auch die bisher sehr wage
Planung muss bis dahin konkretisiert werden.
Weiter ist die Finanzierung bei weitem nicht gesichert. Zwar will China den
Wert von bis zu 1 Billionen investieren, nötig sind nach Schätzungen aber



zwischen  4,5  und  26  Billionen.  Einen  Teil  soll  auch  die  Asiatische
Infrastrukturinvestmentbank  (AIB)  leisten.  Sie  ist  das  chinesische
Konkurrenzprojekt  zum IWF und  der  Weltbank,  die  beide  von  den  USA
dominiert werden. China ist jedoch zweifellos auf die Unterstützung anderer
Staaten angewiesen. Es bleibt außerdem abzuwarten, ob China in der Lage
sein wird, die verschiedenen Einzelinteressen der teilhabenden Staaten zu
befriedigen. Diese werden nämlich nur mitmachen, wenn sie selbst einen
Zugewinn  davon  haben,  was  China  gebetsmühlenartig  versichert.
Desweiteren könnte die Instabilität einiger Staaten, wie z.B. Afghanistans,
aber auch einiger Staaten Zentralasiens, das Projekt bedrohen. Dabei zeigte
sich 2010 in Kirgisistan, dass China bisher unfähig war, auf entsprechende
Krisen militärisch in seinem Interesse zu reagieren.
Nebenbei  regt  sich  auch  Widerstand  in  der  Bevölkerung  gegen  Chinas
rücksichtslose Politik, die Vertreibungen und schwere Umweltschäden mit
einschließt.  Umweltaktivisten und die lokale Bevölkerung protestieren,  in
Pakistan  gab  es  sogar  einen  Anschläge  von  Islamist_Innen  auf  eine
Hafenbaustelle  am  indischen  Ozean.

Die Seidenstraßevisionen Chinas zeigen, dass Chinas Kooperationen mit den
zentralasiatischen  Staaten  als  Erfolg  gewertet  werden  und  es  sich  auch
deshalb weiter in diese Richtung orientieren will. Außerdem beweisen sie,
dass  China  mitt lerwei le  selbstbewusst  genug  ist ,  of fen  mit
Weltmachtambitionen aufzutreten und hofft, sich mittelfristig als führende
Imperialistische  Macht  etablieren  zu  können.  Die  USA  dagegen  würde
zweifelsohne  weiter  an  Boden  verlieren,  wenn  China  seine  Ziele
verwirklichen kann. Wie erfolgreich das gesamte Projekt wird und welche
Staaten sich in einen zukünftigen chinesischen Block einreihen werden, wird
sich allerdings erst in einigen Jahren zeigen.



Stress  im  Pazifik  –  Droht  der
dritte Weltkrieg?

Resa Ludivin
Nordkorea provoziert mit Wasserstoffbombentests. Japan rüstet auf, ebenso
China.  Deutschland  investiert  Millionen,  um  uns  Jugendlichen  den
Militärdienst schmackhaft zu machen. Trump verschiebt US-Truppen in die
Pazifikregion und ruft die UN-Länder dazu auf, mehr Geld in ihre Armeen zu
stecken.  Kriegsmacherei  an jeder  Ecke.  Nachdem es  in  den letzten drei
Jahren  schon  in  der  Ukraine  und  Syrien  größere  Auseinandersetzungen
gegeben hat, scheint sich ein neuer Krisenherd aufgetan zu haben. Während
noch im Sommer die Katar-Krise in den Medien für Aufruhr sorgte, machen
jetzt Nordkorea und die USA mit Raketentest und direkten Kriegsdrohungen
die Schlagzeilen. Oberflächlich schien alles mit den Raketentests Nordkoreas
angefangen zu haben. Der UN-Sicherheitsrat reagierte auf die angestiegene
Zahl der Raketentests Nordkoreas (2017 allein 14) mit Sanktionen. Hinter
der anti-nordkoreanischen und pazifistischen Rhetorik steckt jedoch nicht
viel.  Deutschland  beispielsweise  handelte  in  diesem Jahr  mehr  mit  dem
vermeintlichen „Oberschurken“.  Laut  Focus-Bericht  wurden im Mai  noch
Metalle im Wert von rund 1,2 Millionen Euro aus Nordkorea importiert. Im
Gegenzug dazu lieferte Deutschland Medikamente und Maschinen.

Doch nicht erst durch die nordkoreanische Provokation steigt die weltweite
Kriegsgefahr. Schon länger ist ein Krieg wahrscheinlicher geworden – der
andauernde Konflikt im Nahen Osten sowie das Zerwürfnis der sogenannten
internationalen  Gemeinschaft  im  UN-Sicherheitsrat  waren  dafür  bereits
Vorläufer.  Zurzeit  sehen  wir  eine  Verschiebung  und  Ausbreitung  der
Konflikte der imperialistischen Mächte. Jetzt heißt es, dass nicht mehr nur
Stellvertreter_Innenkriege  geführt  werden  wie  im Nahen  Osten,  sondern
dass bei einer Verschiebung nach Ostasien auch die Imperialist_Innen selber
betroffen wären. Würde es zu einer direkten Auseinandersetzung zwischen
Nordkorea und den USA kommen, wäre eine ganze Region von Aufrüstung
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und Truppenverlagerung betroffen wie beispielsweise Südkorea, wo schon
jetzt US-Truppen an der Grenze postiert sind. Zurzeit sind es 29 000, sowie
Atomraketen  und  U-Boote.  Zusätzlich  dazu  müssten  sich  größere
imperialistische Kräfte wie China entscheiden, ob sie sich gegen die USA
stellen, was eine extrem große Sprengkraft für das ganze Weltgeschehen
hätte.

Trump und der Krieg
Gerade  die  USA  befeuert  den  Konflikt,  indem  sie  mit  militärischen
Maßnahmen  droht.  Kein  US-Präsident  zuvor  ist  so  sehr  auf  Nordkorea
angesprungen.  Verhandlungsversuche des  amerikanischen Außenministers
wehrt  Trump  ab.  Gleichzeitig  appelliert  Trump  an  die  „internationale
Gemeinschaft“  in  allen  anderen  UN-Nationen,  die  Kriegsmaschinerie
anzuwerfen. Er fordert die Mitgliedsländer auf, endlich auch mindestens 2 %
des BIP in das nationale Militär zu stecken, wie vor einigen Jahren bereits
beschlossen. Bisher gehören die USA zu einenrder wenigen Nationen, die
sich  daran  halten.  Für  Trump,  der  sich  zurzeit  als  „Bad  Boy  des
imperialistischen Weltsystems“ behaupten und den Einfluss der USA wieder
vergrößern  will,  ist  Nordkorea  willkommener  Aggressor  in  Zeiten  der
Neuaufteilung  der  Welt.
Eigentlich gilt die US-amerikanische Aggression nicht Nordkorea, sondern
China. Warum? Schon während seines Wahlkampfes hat Trump klargemacht,
dass er die USA „great again“ machen will,  mit dem Ziel, eine Offensive
gegen  China  zu  starten.  Grund  für  sein  Handeln  ist  vor  allem die  US-
Wirtschaft,  die  sich  trotz  des  stärker  gestiegenen  Wirtschaftswachstums
immer weiter verschuldet, gerade bei China. Zusätzlich gibt es schon seit
einigen  Jahren  im  Pazifik  kleinere  Stellungskriege  zwischen  dem  US-
amerikanischen  und  chinesischen  Militär,  der  sich  fernab  der  medialen
Aufmerksamkeit abspielt.
Inside Ostasien – Wie wird der Konflikt auf der anderen Seite des Pazifiks
gesehen?

Zuerst einmal zu Nordkorea: Die Teilung Koreas ist ein Überbleibsel des
kalten Krieges und doch bittere Realität für Nord- und Südkorea. Für sie ist



der kalte Krieg noch lange nicht vorbei. Die koreanische Halbinsel ist seit
dem Ende des  Korea-Krieges  geteilt  und es  bildeten  sich  zwei  komplett
unterschiedliche  Staaten  heraus.  Ähnlich  wie  die  DDR  oder  andere
Ostblockstaaten  war  der  Hauptzweck,  Nordkorea  am Leben zu  erhalten,
einen  „sozialistischen“  Puffer  sowie  einen  weiteren  Verbündeten  in  der
Region  zu  haben.  Politisch  orientierte  sich  die  KP  Nordkoreas  an  den
anderen,  bereits  entarteten  Arbeiter_Innenstaaten.  Nach  dem
Zusammenbruch der Sowjetunion musste Nordkorea darunter leiden, dass
die billigen Importe aus der Sowjetunion wegfielen. In den 90er-Jahren führte
dies zu einer schlimmen Hungersnot. Seit über 30 Jahren ist Nordkorea mit
Sanktionen belegt und doch herrscht immer noch die KP. Die Bevölkerung
auf  dem  Land  lebt  am  Existenzminimum  und  viele  Kinder  leiden  unter
Mangelernährung.

Die Liste der Sanktionen gegen Nordkorea ist lang, ein Teil davon sind ein
Waffenembargo.  Doch  Sanktionen  schaden  stets  lediglich  der  einfachen
Bevölkerung,  den  Arbeiter_Innen,  Landarbeiter_Innen  und  Jugendlichen.
Denn  sie  leiden  darunter,  wenn  es  kein  Benzin  gibt,  das  auch  zur
Bewirtschaftung der Felder gebraucht wird.

Doch warum hat Nordkorea Atomwaffen? Ziel  des Atomwaffenprogramms
Nordkoreas  ist  es  bis  heute,  sich  gegen  die  US-Aggression  zu  wehren.
Nachvollziehbar wird das, wenn man die militärischen Interventionen der
USA im Kalten Krieg anguckt.

Die Raketentests Nordkoreas über Japan haben dort Angst verursacht, die
gleich eine Aufrüstungsmaschinerie in Gang setzte. Japans Premierminister
Abe rief Neuwahlen aus und schürte weiter Angst im Land, indem er vor
einem  möglichen  Giftgasangriff  warnte.  Zuvor  hatte  er  bereits  die
Pazifismus-Klausel, die seine Partei bereits seit Jahren abschaffen will, ins
Wanken gebracht. Angst und Aufrüstung sind ein gutes Mittel für ein Votum
der Japaner_Innen, die Verfassung zu ändern und sich zum ersten Mal seit
dem Zweiten  Weltkrieg  ein  Recht  auf  Kriegsführung  zurückzuholen.  Ein
Krieg könnte der schrumpfenden Wirtschaft Japans sogar helfen und einen
neuen  Aufschwung  erzeugen.  Diesen  hat  Japan  bitter  nötig,  um  der
schrumpfenden  Relevanz  im  imperial ist ischen  Weltsystem



entgegenzuwirken. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass gerade Kriege nicht
nur die Einflusssphären einzelner Großmächte verändern kann, sondern sich,
auch wenn es makaber ist, positiv auf die nationale Wirtschaft ausübt, da
massiv  Ressourcen  vernichtet  werden,  die  dann  neu  produziert  werden
können.

China  entwickelte  sich  nach  der  Marktöffnung  des  Landes  zu  einer
imperialistischen  Nation.  Gleichzeitig  ist  es  das  letzte  Land,  dass  sich
regelmäßig zu Nordkorea bekennt,  auch wenn es  den Sanktionen gegen
Nordkorea im Juli zugestimmt und zusammen mit Russland Militärübungen
an der Grenze durchgeführt  hat.  Aber warum? Nordkorea exportiert  vor
allem  Rohstoffe,  in  erster  Linie  nach  China.  Insgesamt  ist  der
nordkoreanische Export auf China angewiesen, denn dorthin fließen etwa
90 %.

Wird es Krieg geben?
Nordkorea zu schützen lohnt sich für China. Trotzdem darf man Nordkorea
aus chinesischer Sicht weniger als letzte kommunistische Bastion verklären,
denn  die  Kommunistische  Partei  Chinas  selbst  ist  heute  nur  noch  eine
reformistische Partei, die das Wort „kommunistisch“ im Namen trägt und
auch  das  Land  selbst  hat  sich  nach  der  wirtschaftlichen  Öffnung  vom
sozialistischen Weg zunehmend abgewendet. Im Gegenteil, Nordkorea ist das
Bauernopfer Chinas und der USA. Hier wird ausgetestet, wie weit die USA
China provozieren können. In erster Konsequenz bedeutet das, dass es zu
einer  Verstärkung  der  Militarisierung  in  den  einzelnen  Ländern,  einer
zunehmenden Wahrscheinlichkeit von Handelskriegen und einer Befeuerung
der  aktuellen  „Blockbildungstendenzen“  (also  dem  Aufbrechen  alter
Partner_Innenschaften  und  dem  Schließen  neuer  zwischen  einzelnen
Ländern)  kommen  wird.  Im  Weiteren  wird  aber  ein  Krieg  immer
wahrscheinlicher, da die allgemeinen Verhältnisse auf dem internationalen
Weltmarkt sehr zugespitzt sind: Wir befinden uns in einer Situation, die der
vor dem Ersten Weltkrieg sehr ähnlich ist, nur, dass wir heute technisch
besser  aufgestellt  sind  und  der  Markt  verflochtener  ist.  Wir  nennen  es
„Neuaufteilung der Welt“.  Neuaufteilung der Welt bedeutet hierbei unter



anderem, dass die USA sich als Hegemon behaupten muss gegen andere
wirtschaftlich  aufstrebende  Großmächte  wie  China.  Die  Märkte  sind
erschöpft,  doch  trotzdem  sind  blühende  Wirtschaften  essentiell,  um  die
Stellung der nationalen Bourgeoisien zu behaupten. Diese Umstände sind
gerade für halbkoloniale Länder brisant, da sie die ersten Länder sind, die
man versucht, aufzuteilen.

Was tun?
Nordkorea bleibt trotz seiner Atomwaffen und Bombentests eine Halbkolonie,
die, wenn man ihre Lage mit der der USA vergleicht, militärisch wesentlich
schlechter ausgerüstet ist, da sie unter anderem weniger Raketen besitzen.
(Zur Zeit besitzt die USA 7000 und Nordkorea nur 600.) Zusätzlich ist es, wie
oben schon erwähnt, eher ein Objekt des Kräftemessens als tatsächlicher
Aggressor. Dennoch, wenn es zu einem Krieg kommen würde, wie verhalten
sich Revolutionär_Innen?

Generell  ist  für  uns  eines  klar:  Imperialistische  Interventionen,  die  zur
Besatzung von anderen Ländern führen, lehnen wir ab, auch wenn sie unter
dem Deckmantel „des Frieden“ oder „der Demokratie“ stattfinden. Das heißt:
Würden Nordkorea und die USA Krieg führen, wären wir für eine Niederlage
des  US-Imperialismus.  Gleichzeitig  kann  man  dabei  aber  nicht  stehen
bleiben.  Für  uns  hat  Nordkorea  nämlich  nichts  mit  Sozialismus  oder
Kommunismus zu tun. Viel eher braucht es eine Veränderung im Inneren –
eine Revolution. Der Sturz der Diktatur, allen voran der KP sowie der Kim-
Familie im Land, muss in erster Linie von Innen getragen werden. Sämtliche
Entwicklungen  in  der  Zukunft  hin  zu  einer  Arbeiter_Innenkontrolle  der
Betriebe und des Staates sind zu fordern und zu unterstützen. Ebenso muss
der  alten  KP  eine  demokratisch-zentralistische  Arbeiter_Innenpartei
entgegengestellt werden, in der es entgegen des jetzigen Kurses auch die
Möglichkeit des Widerspruchs, also ein Fraktionsrecht gibt



Solidarität  mit
Hungerstreikenden  in
Gohardasht  –  Freiheit  für  alle
politischen Gefangenen im Iran
Freitag, 22.09.2017, 11.00 bis 14.30 Uhr

Iranische Botschaft, Podbielskiallee 67

Seit dem 30. Juli befinden sich etliche politische Gefangene im Gohardasht
Gefängnis  im  Iran  im  Hungerstreik.  Dieser  brach  aus,  nachdem  die
ohnedies  unter  miserablen  Bedingungen  lebenden  Gefangenen  unter
Konfiskation all  ihrer persönlichen Gegenstände in eine noch schlechtere
Halle im selben Gefängnis umverlegt worden. Dort sind sie täglicher 24h
Überwachung per Kamera und Audioüberwachung, selbst auf Toiletten und
Waschräumen  ausgesetzt.  Eine  Belüftung  mit  frischer  Luft,  sowie
hygienische  und  medizinische  Versorgung  ist  kaum  gegeben.

Wir  solidarisieren  uns  mit  diesem  wichtigen  Kampf  für  demokratische
Rechte. Wir fordern die unmittelbare Rückverlagerung der Gefangenen,
die Übergabe ihrer Habseligkeiten und letzlich ihre Freilassung. Ebenso
fordern  wir  von  den  deutschen  Medien  eine  ernstzunehmende
Berichterstattung über die demokratischen Kämpfe durch die iranische
Bevölkerung anstatt der alleinigen Berichterstattung über jene, die mit ihren
eigenen Großmachtinteressen im Hinterkopf, über den Iran sprechen, ohne
einen Finger zu krümmen, um die real existierende linke Opposition jemals
zu unterstützen.

Mina  Khani,  Aktivisten  von  Street  Roots  hierzu  „Während  sich  der
Rechtspopulist Trump, der über eines der größten Atomwaffenarsenale der
Welt verfügt, sich diese Woche vor der UN als Hardliner gegenüber dem Iran
darzustellen versuchte, finden die tatsächlichen Verbrechen des iranischen
Regimes an der Bevölkerung in der westlichen Welt kaum gehör. Nicht selten
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findet sich gar die linke Opposition gegen Diktaturen im Nahen und Mittleren
Osten auch der Repression im deutschen Staat ausgesetzt. Ist dies nicht der
Fall, so wird sie zumeist im wahrsten Sinne des Wortes totgeschwiegen. Wir
wollen dieses Schweigen brechen.“

Daher  ruft  der  Internationalistische  Block  all  jene,  die  sich  gegen  die
Iranische Diktatur, für echte Demokratie, Solidarität mit der dortigen
Linken und ArbeiterInnenbewegung einsetzen wollen, dazu auf am Freitag,
den 22.09. ab 11 Uhr ihre Stimme vor der Iranischen Botschaft in Berlin zu
erheben.

Solidarität  mit  den
Studierendenprotesten
Solidaritätserklärung von REVOLUTION

Wir  von  REVOLUTION,  einer  international-kommunistischen
Jugendorganisation, sprechen unsere volle Solidarität mit den Studierende
der  Jawaharlal  Nehru  Universität  (JNU)  gegen  die  Verhaftung  des
Präsidenten  der  JNU Studierendengewerkschaft  Kanhaiya  Kumar  am 12.
Februar sowie das – auf Anordnung der BJP-Regierung von Narendra Modi –
Eindringen  der  Polizei  in  die  JNU-Universität  aus.  Wir  verurteilen  die
Polizeigewalt gegen die Studierenden und fordern die sofortige Rücknahme
aller Anklagen gegen Kanhaiya Kumar.

Die Schläger der RSS (einer rechtsextremistischen, hindu-chauvinistischen
Organisation)  haben  Studierenden  körperlich  angegriffen  sowie
eingeschüchtert. JournalistInnen erging es ähnlich bei dem Versuch, von den
Ereignissen zu berichten. Die Studierenden der JNU, vorwiegend links bzw.
linksliberal, stellten zum wiederholten Male das Ziel von Attacken seitens der
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Medien  dar.  Diese  verbreiten  Lügen  und  falsche  Propaganda  gegen  die
Studierenden und stellen sie als „anti-indisch“ dar. Allgemein gesehen, stellt
dies eine Reaktion auf die starke Studierendenbewegung dar, welche sich in
Indien derzeit entwickelt. Eine Bewegung, welche den Willen und den Mut
der Studierenden demonstriert, für ihre Rechte zu kämpfen, welche von der
Modi-Regierung angegriffen werden.

Die Proteste waren gegen die gerichtlich verfügte Hinrichtung von Afzal
Guru gerichtet, welcher wegen eines Angriffs auf das indische Parlament
verurteilt  wurde.  Dies  wirft  ebenso  die  Frage  der  unterdrückten  Nation
Kaschmir auf, welche für ihre Unabhängigkeit kämpft. Es war ein friedlicher
Protest,  jedoch  fürchtet  sich  die  neoliberale  Modi-Regierung  vor  allen
oppositionellen Bewegungen, greift sie doch immer stärker die Rechte der
Arbeiter_Innenklasse, der Armen und Unterdrückten an. Letztes Jahr sahen
wir schon den größten Arbeiter_Innenstreik in der Geschichte Indiens.

Andere Institutionen, wie das Indische Film- und Fernsehinstitut (FTII) und
die  Hyderabad  Universität,  sahen  sich  ähnlichen  Einschüchterungen und
Gewalt  ausgesetzt.  Das  Gleiche  trifft  auf  die  Belästigungen  von  Dalit-
Studierenden  zu,  welche  zum  tragischen  Selbstmord  des  Aktivisten  der
Ambedkar-Studierendenvereinigung, Rohith Vemula, führte.

Wir  lehnen  d ie  Reakt ion  der  ind ischen  Regierung  auf  d ie
Studierendenproteste  ausdrücklich  ab  und  rufen  die  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien und Bauern_Bäuerinnenorganisationen dazu auf, ihre
demokratischen Rechte zu verteidigen und die Studierendenbewegung zu
unterstützen.

Die  bösartigen  Attacken  des  Staates  und  der  RSS-Schlägertruppen
demonstrieren die Realität, welche hinter den Institutionen der bürgerlichen
Demokratie liegt, wenn Studierende, demokratische Kräfte sowie Kräfte der
Arbeiter_Innenklasse versuchen, für ihre eigenen Forderungen zu kämpfen.
Sie müssen selbst für die Rechte kämpfen, welche ihnen formell garantiert



werden.  Sie  erleiden  Repression  und  Verleumdung  von  Seiten  der
Unternehmermedien.  Dies  nicht  nur  wegen der  demokratischen Themen,
welche  von  ihnen  aufgegriffen  werden,  sondern  auch,  weil  die  indische
herrschende Klasse, sowie die hindu-chauvinistische Regierung Angst davor
hat, die Studierenden könnten sich mit den Millionen und Abermillionen von
Arbeiter_Innen und Bauern_Bäuerinnen sowie den unterdrückten Sektoren
wie den Dalits, den unterdrückten Nationen sowie den Kämpfen der Frauen
um ihre Rechte zusammenschließen.

Was sie fürchten, zeigt uns den Weg vorwärts – den vereinten Kampf aller
Unterdrückten, in welchem sich die Arbeiter_Innenklasse an die Spitze einer
Bewegung stellt,  die  für  eine  andere  Gesellschaft  –  eine  sozialistische  –
kämpft.

Sofortige  Freilassung  von  Kanhaiya  Kumar  und  allen  anderen
verhafteten Studierenden!
Polizei und Sicherheitskräfte raus aus den Universitäten!
Verteidigt demokratische Rechte! Für freies Versammlungs-, Protest-,
Streik- und Besetzungsrecht
Organisierte Selbstverteidigung der Massen gegen Repressionen von
Seiten der Polizei,  RSS-Schlägertruppen und anderen rechten und
chauvinistischen Kräften!
Verbindet  den  Kampf  der  Studierenden  mit  denen  der
Arbeiter_Innenklasse,  Bauern_Bäuerinnen,  den Dalits  und national
Unterdrückten!

In  ihren  mutigen  Auseinandersetzungen  verdienen  und  benötigen  die
indischen  Studierenden,  Arbeiter_Innen  und  Armen  die  Solidarität  der
Arbeiter_Innenbewegung  weltweit.  Wir  rufen  alle  Gewerkschaften,
Arbeiter_Innenparteien  und  -organisationen,  Studierendengewerkschaften
sowie -vereine und die gesamte Linke dazu auf, zu ihrer Unterstützung zu
mobilisieren.  Übermittelt  Solidaritätserklärungen  an  die  indische
Studierendenbewegung, sendet Protestbriefe an die indischen Behörden und
organisiert weltweite Kundgebungen vor den Botschaften! Der Kampf der



indischen  Studierenden sollte  Inspiration  für  uns  alle  sein,  ein  lebendes
Beispiel  für  den  Widerstand  gegen  „unsere“  Regierungen,  gegen
Imperialismus,  Ausbeutung  und  Unterdrückung.


